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GKV: Kein Eingriff in die  

Tarifautonomie sondern ver-

lässliche Finanzierung des 

Systems erforderlich 
Stellungnahme des ver.di-Fachvorstands GKV zu den Vorschlägen aus 

der Arbeitsgruppe der Koalitionsverhandlungen 

Im Zuge der Koalitionsverhandlungen hat die Arbeits-

gruppe Gesundheitspolitik erste Vorschläge zur Wei-

terentwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung 

(GKV) vorgelegt. Das Papier enthält einige sinnvolle 

Ansätze – aber auch Vorschläge, die einen tiefen Ein-

griff in die Tarifautonomie bedeuten würden und aus 

unserer Sicht klar abzulehnen sind. 

 

Konstruktive Schritte in die richtige Richtung 

 

Positiv ist, dass die Beiträge für Bürgergeldempfän-

ger*innen künftig vollständig aus Steuermitteln finan-

ziert werden sollen – eine langjährige Forderung, die 

endlich Entlastung für die Beitragszahlenden bringt. 

Auch die geplante Dynamisierung des Bundeszu-

schusses ist ein Schritt hin zu mehr Verlässlichkeit und 

fairer Lastenverteilung. Zudem ist es richtig, den 

GKV­Anteil am Transformationsfonds für  

die Krankenhausreform nicht aus Beitragsgeldern, 

sondern aus dem Sondervermögen „Infrastruktur“ zu 

decken. Die Finanzierung der Krankenhausstruktur ist 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe – keine, 

die allein den Versicherten aufgebürdet werden darf. 

 

Absolut indiskutabel: Eingriff in die Tarifautonomie 

 

Besorgniserregend ist der Vorschlag, die Gehälter bei 

gesetzlichen Krankenkassen und dem Medizinischen 

Dienst künftig an denen im TVöD auszurichten – mit 

dem erklärten Ziel, auf diese Weise Einsparpotenziale 

zu realisieren. Das wäre ein klarer Eingriff in die ver-

fassungsrechtlich garantierte Tarifautonomie. Die 

Gehälter bei gesetzlichen Krankenkassen sind Ergeb-

nis freier Verhandlungen zwischen Gewerkschaften 

und Arbeitgebern! Dass Einsparungen ausdrücklich als 

Ziel genannt werden, macht deutlich: 

Hier soll zulasten der Beschäftigten gespart werden. 

 

Auch wenn es sich um einen Zwischenstand handelt, 

gilt: als ver.di­Mitglieder werden wir uns mit aller 

Kraft dafür einsetzen, dass ein solcher Eingriff nicht 

Realität wird. 

 

Beschäftigte sind keine Haushaltsreserve 

Der Vorschlag der SPD und CDU/CSU Arbeitsgruppe 

ignoriert die Fakten: Die Personalkosten machen nur 

einen Bruchteil der GKV­Ausgaben aus. 
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Der größte Teil fließt in Gesundheitsleistungen wie 

Arzneimittel und ärztliche Versorgung. Während in an-

deren Bereichen der Gesundheitswirtschaft – etwa der 

Pharmaindustrie – hohe Gewinne erzielt werden, sol-

len ausgerechnet die Beschäftigten der GKV für die Fi-

nanzlücken des Systems aufkommen. Dabei leisten 

die Beschäftigten in der GKV tagtäglich anspruchs-

volle und verantwortungsvolle Arbeit – unter zuneh-

men­ dem Druck durch Personalmangel und Digitali-

sierung. Statt ihre Leistungen anzuerkennen werden 

offenbar populistische Narrative bedient. 

 

Nur gemeinsam sind wir stark! 

Eine starke gesetzliche Krankenversicherung lebt von 

Solidarität – nicht nur in der Finanzierung, sondern 

auch in der Gestaltung von Arbeitsbedingungen. Als 

ver.di Kolleg*innen in der GKV stehen wir für gute 

Arbeitsbedingungen, starke Tarifverträge und eine 

klare Haltung gegen politische Eingriffe in unsere 

Rechte. 

 

Als Bundesfachvorstand GKV setzen wir uns für den 

Erhalt der Tarifautonomie in der gesetzlichen Kran-

kenversicherung ein. Das können wir aber nicht allein 

erreichen! Ob bei Tarifverhandlungen oder in politi-

schen Auseinandersetzungen gilt: Nur wenn wir viele 

sind, werden wir gehört. Nur wenn wir organisiert 

sind, können wir unsere Interessen durchsetzen. 

 

Wenn du willst, dass gute Arbeit auch gute Be-

dingungen bedeutet – dann brauchen wir dich 

an unserer Seite. Werde jetzt Mitglied! 

 

Impressum: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin, 
Verantwortlich: Julia Böhnke 
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